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P O S T U L A T von Michel Baumgartner (FDP, Rafz), Susi Moser-Cathrein (SP, 

Urdorf) und Peter Bielmann (CVP, Zürich) 

 

betreffend einheitlichere Regelung für zehnte Schuljahre 

___________________________________________________________________ 

 

 

Der Regierungsrat wird eingeladen, die mit der definitiven Einführung der hauswirt-

schaftlichen Jahreskurse (Pflicht zur Angebotsgewährleistung) entstandene Rechts-

ungleichheit zu beseitigen. Er soll die notwendigen Grundlagen schaffen und die er-

forderlichen Massnahmen ergreifen, damit die vom Kanton eingesetzten Mittel allen 

freiwilligen Jahreskursen (Berufswahlschulen, Werkstatt- und Atelierklassen, Werkjahre, 

Weiterbildungsklassen usw.) in gleicher Weise zugute kommen. 

 

 Michael Baumgartner 

 Susi Moser-Cathrein 

 Peter Bielmann 

 

 

Begründung: 

 

Die Beantwortung der Anfrage Baumgartner betreffend das zehnte Schuljahr (KR-Nr. 

122/97) hat die festgestellten Mängel klar bestätigt. Je nach Wohnort in unserem Kanton 

bezahlen Schülerinnen und Schüler resp. deren Eltern zwischen 0 und 14'500 Franken für 

die angebotenen Jahreskurse. Dies sind Unterschiede, die nicht einfach toleriert werden 

können. 

 

Der Regierungsrat hält in der Beantwortung der Anfrage dementsprechend auch fest: "Die 

unterschiedlichen Schulgelder, die von den verschiedenen Trägerschafften für den Besuch 

eines zusätzlichen Schuljahres erhoben werden, sind tatsächlich stossend und werden von 

den Eltern, die Kosten ganz oder teilweise zu tragen haben, wohl kaum verstanden". 

 

Darüber hinaus ist zu befürchten, dass die einseitige Bevorzugung der Absolventinnen und 

Absolventen der stark subventionierten Hauswirtschaftlichen Jahreskurse (HJK) zu einer 

sachlich ungerechtfertigten Abwanderung von den anderen Angeboten zum HJK führt, weil 

einfach das billigste und nicht das zweckmässigste Schulangebot ergriffen wird. Andere 

Klassen sind in den meisten Fällen weitaus besser auf die Bedürfnisse der Schülerinnen 

und Schüler abgestimmt. Damit würde sich das Schulangebot und dessen Nutzung 

unsinnigerweise nicht nach den Inhalten und deren Bedürfnissen, sondern nach der Höhe 

des Schulgeldes richten. 

 

 

 

2
6

4
/1

9
9

8
 


